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Demonstration in Hildesheim heute um 14 Uhr ab Hauptbahnhof

Protest gegen Abschiebungspraktiken des Landkreis Hildesheim

Flüchtlingsgruppen fordern Rückkehr von Gazale Salame

Der niedersächsische Flüchtlingsrat und eine ganze Reihe weiterer Initiativen rufen für heute ab 14 Uhr in Hildesheim (Hauptbahnhof) zu einer Demonstration für die Rückkehr der vor drei Wochen abgeschobenen 24-jährigen Flüchtlingsfrau Gazale Salame aus Schellerten bei Hildesheim auf. 

Am 10. Februar 2005 wurde Gazale gewaltsam von ihrem Mann und zwei Kindern (sechs und sieben Jahre alt) getrennt und mit ihrer einjährigen Tochter in die Türkei abgeschoben. Gazale ist vor 17 Jahren als Kind mit ihren Eltern aus dem Libanon nach Deutschland geflohen. Zum Zeitpunkt der Abschiebung war Gazale im dritten Monat schwanger. Ihr libanesischer Mann Ahmed Siala brachte die beiden Töchter gerade zur Schule, als die Polizei Gazale festnahm.

Verantwortlich für die Abschiebung zeichnet die Ausländerbehörde des Landkreises Hildesheim unter Federführung des für seinen Abschiebungseifer berüchtigten Mitarbeiters Jürgen Kalmbach. Kalmbach wirft Gazale Salame „Täuschung“ vor, weil die arabischsprachigen Eltern von Gazale auf ihrer Flucht aus dem Libanon über die Türkei nach Deutschland vor 17 Jahren türkische Pässe benutzt haben. Dieser Vorwurf ist jedenfalls gegenüber Gazale grotesk, da sie nachweislich im Libanon geboren ist, kein Wort türkisch spricht und zum Zeitpunkt der Flucht in die Bundesrepublik gerade 8 Jahre alt war. Die gewaltsame Trennung der Familie durch Abschiebung stellt einen durch nichts zu rechtfertigenden, unverhältnismäßigen und unmenschlichen Behördenakt dar. Die Folgen sind katastrophal: Gazale lebt, schwanger und mit einem einjährigen Kind, völlig auf sich allein gestellt in der Türkei, wo sie kein Wort versteht und nicht in der Lage ist, sich selbst zu ernähren. Diese Notsituation wurde bewusst herbeigeführt, um ihren Ehemann, der einen libanesischen Pass besitzt, ebenfalls zur Ausreise in die Türkei zu zwingen. Das grenzt an Erpressung.

Die Abschiebungsentscheidung des Landkreis Hildesheim ist unter humanitären Aspekten vollkommen inakzeptabel. Nicht nur der lange Aufenthalt der Familie, sondern auch die Familieneinheit mit kleinen Kindern und die erneute Schwangerschaft von Frau Salame hätten zu einem Absehen von der Abschiebung führen müssen, auch wenn diese rein formal rechtlich zulässig war. Zählt der sonst so hochgehaltene Schutz von Ehe und Familie für den Landkreis Hildesheim gar nichts, wenn es um Flüchtlinge geht? Andere Landkreise haben die Aktendeckel über die Fälle der arabischen Minderheit der Mahalmi, die aufgrund des libanesischen Bürgerkriegs in den 80er Jahren aus dem Libanon über die Türkei nach Deutschland geflohen sind, längst geschlossen, und selbst das niedersächsische Innenministerium empfielt aus Gründen der Verhältnismäßigkeit die Verlängerung von Aufenthaltsgenehmigungen unter bestimmten Voraussetzungen. 

Wir fordern den Landkreis Hildesheim auf, den entstandenen Schaden wiedergutzumachen und Gazale Salame eine Rückkehr zu ihrem Mann nach Schellerten zu ermöglichen. 
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